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G e s c h ä f t s o r d n u n g 

des Präsidiums der Technischen 
Hochschule Bingen 

(Hochschulleitung) 

 

Das Präsidium der Technischen Hochschule in Bingen gibt sich diese Geschäftsord-

nung und legt die Aufgabenbereiche der Mitglieder der Hochschulleitung gemäß § 79 

(4) HochSchG RLP im Rahmen eines Geschäftsverteilungsplanes fest.  

Sie wurde am 24.02.2021 im Präsidium und im Einvernehmen mit den Dekanen der 

Fachbereiche 1 und 2 der Technischen Hochschule während der Dienstbesprechung 

der Dekane (DB-D) beschlossen. 

Die Geschäftsordnung des Präsidiums der Technischen Hochschule Bingen wird hier-

mit bekanntgemacht. 

 

 
 § 1 Geschäftsverteilung 

 
(1) Das Präsidium setzt sich zusammen aus: 

a. Präsident*in, 

b. Vizepräsident*in für Studium und Lehre, 

c. Vizepräsident*in für Forschung und Wissenstransfer, 

d. Kanzler*in. 
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident führt den Vorsitz im Präsidium. 

 
(3) Die Aufgaben der einzelnen Mitglieder des Präsidiums ergeben sich aus dem 

„Geschäftsverteilungsplan des Präsidiums“, der nach Feststellen des Beneh-
mens mit dem Senat der Technischen Hochschule Bingen, bekanntgemacht wird. 
Die Mitglieder des Präsidiums nehmen die ihnen übertragenen Aufgaben im Rah-
men der Beschlüsse des Präsidiums in eigener Verantwortung wahr. Bei Angele-
genheiten, die verschiedene Geschäftsbereiche berühren, verständigen sich die 
betroffenen Mitglieder der Hochschulleitung über die Federführung. 

 
(4) Die Geschäftsverteilung der Hochschule untergliedert sich grundsätzlich in die 

Hochschulverwaltung und die Fachbereiche. Die Hochschulverwaltung wird nach 

dem Geschäftsverteilungsplan der Hochschulleitung in Zuständigkeit und Aufga-

benbereiche der jeweiligen Mitglieder des Präsidiums geleitet. Die Fachbereiche 

werden durch die Dekane*innen geleitet. 

 

(5) Die Geschäftsverteilungspläne des Präsidiums (nach Benehmen mit dem Senat) 

und der Verwaltung (auf Vorschlag der Kanzlerin/des Kanzlers und nach Zustim-

mung des örtlichen Personalrates) werden in der TH Publica bekanntgemacht. 

 
(6) Das Präsidium kann Referate und Stabsstellen gründen, umstrukturieren und 

schließen. Davon unbenommen ist das Mitbestimmungsrecht des örtlichen Per-
sonalrates. 

 



 

 
 

4 TH PUBLICA 03 / 2021, 02.03.2021 
 

 

 

(7) Das Präsidium kann in seinem Zuständigkeitsbereich Kommissionen und Arbeits-

gruppen (im Folgenden AG) für vorübergehende Aufgaben einrichten oder für 

strategische Themengebiete Beauftragte benennen.  

 

(8) Beschlussvorlagen der einzelnen Präsidiumsmitglieder an die Hochschulgremien 

Kuratorium, Hochschulrat und Senat werden über das Präsidium in diese Gre-

mien eingebracht. 

 
(9) Das Präsidium wird beraten durch die Gleichstellungsbeauftragte, die Daten-

schutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten, die Transparenzbeauf-

tragte oder den Transparenzbeauftragten, die IT-Sicherheitsbeauftragte oder den 

IT-Sicherheitsbeauftragten, die Sicherheitsfachkraft, die Betriebsärztin oder den 

Betriebsarzt sowie durch nach § 1 (6) bestellte Personen. 

 

§ 2 Sitzungen 

 
(1) Sitzungen des Präsidiums finden innerhalb der Vorlesungszeit in der Regel wö-

chentlich statt. Die turnusmäßigen Sitzungstermine werden vorab einvernehmlich 

im Dauerterminkalender festgelegt. Eine gesonderte Einladung erfolgt daher 

nicht.  

 

(2) Sitzungen können teilweise oder vollständig digital im Rahmen einer Videokonfe-

renz durchgeführt werden, wenn äußere Umstände, höhere Gewalt oder die 

dienstliche Abwesenheit von Mitgliedern des Präsidiums dies erfordern. 

 
(3) Die Präsidentin oder der Präsident kann eine außerordentliche Sitzung einberu-

fen, wenn aufgrund dringender Umstände ein Abwarten bis zur nächsten Sitzung 

nicht möglich ist. Eine solche Einladung hat spätestens 24 h vor der Sitzung 

schriftlich oder mündlich zu erfolgen. 

 
(4) Die Sitzungen des Präsidiums sind nicht öffentlich. Es können von jedem Mitglied 

der Hochschulleitung Gäste zu einzelnen Tagesordnungspunkten vorgeschlagen 
und von der Präsidentin oder dem Präsident eingeladen werden. Die Präsidentin 
oder der Präsident bestimmt die Protokollantin oder den Protokollanten der Sit-
zung. 
 

 
§ 3 Sitzungsgegenstände und -unterlagen 

 

(1) Jedes Mitglied des Präsidiums schlägt die sich aus seinem Geschäftsbereich er-

gebenden Angelegenheiten, die der Entscheidung oder der Information des Prä-

sidiums bedürfen, zur Behandlung in einer Präsidiumssitzung vor. Jedem Vor-

schlag sollen die erforderlichen Unterlagen und ggf. ein Entscheidungsvorschlag 

bzw. Entscheidungsalternativen als Beschlussvorschlag beigefügt werden. 

 
(2) Vorlagen aus nachgeordneten Bereichen (Verwaltung, zentrale Einrichtungen, 

Stabsstellen) sind über das zuständige Präsidiumsmitglied einzubringen. 

 
(3) Der Entwurf der Tagesordnung sowie die eingereichten Unterlagen sollen den 

Mitgliedern des Präsidiums rechtzeitig, möglichst drei, spätestens einen Tag vor 
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der Sitzung, durch das Vorzimmer der Hochschulleitung zugänglich gemacht wer-
den. 

 

 
§ 4 Beschlussfähigkeit, Beschlussfassung 

 
(1) Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn zu einer regulären Sitzung mindestens 3 

Mitglieder oder 2 Mitglieder, darunter die Präsidentin oder der Präsident, anwe-

send sind. 

 
(2) Eine außerordentliche Sitzung ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungs-

gemäß geladen wurden und mindestens 2 Mitglieder anwesend sind. 

 
(3) Fasst das Präsidium ohne die Präsidentin oder den Präsidenten Beschlüsse, so 

hat sie oder er die Möglichkeit, eine Überprüfung der Beschlussfassung in der 

nächsten Sitzung, an der sie oder er teilnimmt, herbeizuführen.  

 
(4) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei 

Stimmengleichheit gibt die Stimme der Präsidentin oder des Präsidenten den 

Ausschlag. Beschlüsse des Präsidiums dürfen nicht gegen die Stimme der Prä-

sidentin oder des Präsidenten gefasst werden. 

 
(5) In Haushaltsangelegenheiten hat die Kanzlerin oder der Kanzler als beauftragte 

Person für den Haushalt das Vetorecht. 

 

(6) Über den Inhalt der Sitzung und die gefällten Entscheidungen wird ein Protokoll 
angefertigt, welches in der nachfolgenden Sitzung zu genehmigen ist. Das Pro-
tokoll besteht aus einem öffentlichen und einem nichtöffentlichen (Personalange-
legenheiten, Informationsaustausch) Teil. Der hochschulöffentliche Protokollteil 
wird den Hochschulmitgliedern in geeigneter Form zugänglich gemacht. Im Übri-
gen werden die Beschlüsse, die von nachgeordneten Bereichen oder den Fach-
bereichen umzusetzen sind, diesen in Form von Protokollauszügen als Arbeits-
anweisung zugeleitet. Der nichtöffentliche Teil des Protokolls ist nur den Mitglie-
dern des Präsidiums zugänglich. 

 

 
§ 5 Entscheidungen außerhalb von Sitzungen/Eilentscheidungen 

 
(1) An Stelle einer außerordentlichen Sitzung kann die Präsidentin oder der Präsi-

dent auch eine Entscheidung im Rahmen einer Telefon- bzw. Videokonferenz o-

der im Umlaufverfahren herbeiführen, sofern kein Mitglied des Präsidiums diesem 

Vorgehen widerspricht. In besonders dringenden Fällen kann die Präsidentin oder 

der Präsident eine Eilentscheidung nach § 80 (2) HochSchG RLP treffen. 

 
(2) Eine Entscheidung in einer Telefon- bzw. Videokonferenz setzt voraus, dass eine 

beschlussfähige Mehrheit der Präsidiumsmitglieder gemäß § 4 dieser Ordnung 

an dieser teilnimmt und der Entscheidung zustimmt. 

 
(3) Im Falle eines Umlaufverfahrens werden die entscheidungserheblichen Informa-

tionen und ggf. ein Beschlussvorschlag allen Präsidiumsmitgliedern übermittelt 

und ihnen jeweils eine Frist zur Rückäußerung, die nicht kürzer als 2 Arbeitstage 
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sein darf, gegeben. Eine Entscheidung setzt in diesem Fall voraus, dass die Mehr-

heit der Mitglieder des Präsidiums sich innerhalb der gesetzten Frist äußert und 

der vorgeschlagenen Entscheidung zustimmt. Mitglieder des Präsidiums, die auf-

grund von Urlaub oder Erkrankung außerdienstlich nicht erreichbar waren, haben 

das Recht, gegen den Beschluss Einrede zu üben.  

 
(4) Wenn eine unaufschiebbare Entscheidung auch durch ein Verfahren nach den Ab-

sätzen 2 oder 3 nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, trifft die Präsidentin 

oder der Präsident die Entscheidung alleine. In diesem Fall sind die übrigen Mit-

glieder der Hochschulleitung über den Inhalt und den Grund der Eilentscheidung 

unverzüglich zu informieren. 

 
(5) Entscheidungen nach den vorstehenden Absätzen sind zur Bestätigung und Pro-

tokollierung in der nächsten Sitzung des Präsidiums zu behandeln. Wird eine sol-

che Entscheidung durch das Präsidium wieder aufgehoben, bleiben aus der be-

reits erfolgten Umsetzung der ursprünglichen Entscheidung entstandene Rechte 

Dritter unberührt. 

 

 

§ 6 Erweiterte Hochschulleitung 
 
(1) Der Erweiterten Hochschulleitung gehören mit Stimmrecht an: 

 Die Mitglieder des Präsidiums nach § 1 dieser Geschäftsordnung 

 Die Dekan*innen und Prodekan*innen der Fachbereiche 
 
(2)  Die Erweiterte Hochschulleitung berät das Präsidium in strategischen Angelegen-

heiten der Forschung, Lehre, Weiterbildung, des Haushaltes, der Personalent-

wicklung, der Organisation und der Verwaltung. 

 

(3)  Die Erweiterte Hochschulleitung beschließt die Vorlesungszeiten, die Semester-

planung und die Schließzeiten der Hochschule. 

 
(4)  Die Erweiterte Hochschulleitung beschließt fachbereichsübergreifende Festle-

gungen zur einheitlichen Steuerung der Hochschule. Hierzu zählen: 

 Honorarordnung für Lehrbeauftragte 

 Entgeltordnung für Hilfskräfte 

 übergreifende Regelungen für Promotionsvorhaben und für das Studium 
(unbenommen der Zuständigkeiten der Fachbereiche und des Senates) 

 
(5)  Die erweiterte Hochschulleitung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 

der stimmberechtigten Mitglieder (darunter die Präsidentin oder der Präsident)  

anwesend sind. 

 
 

§ 7 Sitzungen der Erweiterten Hochschulleitung 

 
(1) Sitzungen der Erweiterten Hochschulleitung finden innerhalb der Vorlesungszeit 

in der Regel einmal im Monat statt. Die turnusmäßigen Sitzungstermine werden 

vorab einvernehmlich im Dauerterminkalender festgelegt. Eine gesonderte Einla-

dung erfolgt daher nicht.  
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(2) Sitzungen können teilweise oder vollständig digital im Rahmen einer Videokonfe-

renz durchgeführt werden, wenn äußere Umstände, höhere Gewalt oder die 

dienstliche Abwesenheit von Mitgliedern des Präsidiums dies erfordern. 

 
(3) Die Präsidentin oder der Präsident kann eine außerordentliche Sitzung einberu-

fen, wenn aufgrund dringender Umstände ein Abwarten bis zur nächsten Sitzung 

nicht möglich ist. Eine solche Einladung hat spätestens 24 h vor der Sitzung 

schriftlich oder mündlich zu erfolgen. 

 
(4) Die Sitzungen der erweiterten Hochschulleitung sind nicht öffentlich. Es können 

von jedem Mitglied Gäste zu einzelnen Tagesordnungspunkten vorgeschlagen 
und von der Präsidentin oder dem Präsident eingeladen werden. Die Präsidentin 
oder der Präsident bestimmt die Protokollantin oder den Protokollanten der Sit-
zung. 

 

(5)  Die Sitzungsgegenstände und -unterlagen entsprechen § 3 dieser Geschäftsord-
nung. Die Geschäftsführung für die Erweiterte Hochschulleitung hat die Präsiden-
tin oder der Präsident oder eine von ihm beauftragte Person. 

 
 

 
 

§ 8 Vertretung der Hochschule 

 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident vertritt die Hochschule nach innen und nach 

außen. Im Rahmen ihrer Geschäftsbereiche nach § 1 Abs. 3 vertreten auch die 

weiteren Mitglieder des Präsidiums die Hochschule. Sie zeichnen daher im eige-

nen Namen unter dem eigenen Briefkopf für die Hochschule. 

 
(2) Jedes Präsidiumsmitglied kann sich in Angelegenheiten seines Geschäftsbereichs 

im Einzelfall durch ein anderes Präsidiumsmitglied oder ein sonstiges fachlich ge-

eignetes hauptberufliches Mitglied der Hochschule vertreten lassen, soweit damit 

keine rechtliche Bindungswirkung für die Hochschule verbunden ist. 

 
(3) Bei der Wahrnehmung von Aufgaben in Gremien außerhalb der Hochschule, de-

nen ein Mitglied des Präsidiums kraft Amtes angehört, kann es sein Stimmrecht 

auf ein anderes Präsidiumsmitglied oder ein sonstiges fachlich geeignetes haupt-

berufliches Mitglied der Hochschule übertragen, soweit die für das externe Gre-

mium geltenden Regelungen dies zulassen. 

 

(4) Im gerichtlichen Verfahren wird die Hochschule durch die Kanzlerin oder den 

Kanzler oder ein von ihr oder ihm beauftragtes hauptberufliches Mitglied der 

Hochschule oder durch externe juristische Beauftragte vertreten. Das Gleiche gilt 

in Verfahren vor staatlichen Behörden, in denen die Hochschule Beteiligte im 

Sinne von § 13 VwVfG ist. 

 

 
§ 9 Unterschriftenbefugnis 

 
(1) Rechtsverbindliche Erklärungen, wodurch die Hochschule berechtigt oder ver-

pflichtet wird, werden von der Präsidentin oder dem Präsidenten unterzeichnet, 
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soweit in den folgenden Absätzen keine besondere Regelung getroffen ist und 

keine zwingende Aufgabenzuweisung durch oder aufgrund eines Gesetzes vor-

liegt. 

 
(2) Jedes Mitglied des Präsidiums ist im Rahmen der laufenden Angelegenheiten des 

eigenen Geschäftsbereichs unterschriftsbefugt. Wird diese Unterschriftenbefug-

nis delegiert, dann ist diese im Rahmen der Unterschriftenordnung der Hoch-

schule zu dokumentieren. Die oder der Delegierte zeichnet „im Auftrag“. Die Un-

terschriftenordnung der Hochschule wird durch das Präsidium beschlossen und 

durch die Präsidentin oder den Präsidenten als Organisationsanweisung unter-

zeichnet. 

 
(3) Urkunden in akademischen Angelegenheiten von hochschulweiter Bedeutung, 

von der Hochschule verliehene Preise und Ehrungen sowie vergleichbare Doku-

mente von hoch- schulweiter Bedeutung werden von der Präsidentin oder dem 

Präsidenten  unterzeichnet. 

 
(4) Vereinbarungen mit anderen Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen, die 

über das laufende Geschäft hinausgehen, werden von der Präsidentin oder dem 

Präsidenten unterzeichnet, soweit sie nicht in die Regelungszuständigkeit der 

Fachbereiche fallen. 

 
(5) Für Dienst- und Arbeitsverhältnisse zeichnen die Dienstvorgesetzten nach § 44 

HochSchG RLP wie folgt: 

a. Die Präsidentin oder der Präsident unterzeichnet alle Dokumente, durch 

die ein Beschäftigungsverhältnis für berufene Professorinnen und Pro-

fessoren begründet, wesentlich verändert oder beendet wird (z. B. Be-

amtenernennungen und - entlassungen, Dienstverträge und Kündigun-

gen, Teilzeitvereinbarungen, Beurlaubungen, Freistellungen, Abordnun-

gen). Das Gleiche gilt für Verträge mit Dritten, die eine solche Maßnahme 

zum Gegenstand haben. 

b. Für diese Personengruppen unterzeichnet die Präsidentin oder der Prä-

sident ferner schriftliche Dienstanweisungen, Widerspruchsbescheide in 

beamtenrechtlichen Angelegenheiten, Erklärungen und Verfügungen in 

Disziplinarverfahren sowie entsprechende arbeitsrechtliche Dokumente 

(z. B. Abmahnungen). 

c. Die Präsidentin oder der Präsident unterzeichnet die Verträge mit Vertre-

tungsprofessorinnen oder Vertretungsprofessoren und Gastprofessorin-

nen oder Gastprofessoren. 

d. Für das Personal aus Verwaltung und Technik liegt die Unterschriften-
befugnis bei der Kanzlerin oder dem Kanzler. 

e. Einseitige Rechtsgeschäfte, wie z. B. die Kündigung von Arbeitsver-
hältnissen zeichnen die Dienstvorgesetzten nach § 44 HochSchG RLP 
im übertragenen Wirkungskreis. 

f. Die Befugnis der jeweils unmittelbaren Vorgesetzten zur Erteilung von 

dienstlichen Weisungen bleibt unberührt. 

 
(6) Die Kanzlerin oder der Kanzler ist unterschriftsbefugt für alle Angelegenheiten 

der laufenden Verwaltung. Dies beinhaltet auch Prozesserklärungen in gerichtli-

chen Verfahren, Erklärungen in behördlichen Verfahren sowie Erklärungen der 
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Hochschule gegenüber der zuständigen Stelle des Landes in Personalangele-

genheiten, die nicht der Hoch- schule übertragen sind. Dies gilt auch für die Täti-

gung einseitiger Rechtsgeschäfte (Kündigung von Verträgen). 

 

(7) In Fällen des § 1 Abs. 3 S. 3 liegt die Unterschriftsbefugnis bei dem federführen-

den Mitglied des Präsidiums. In geeigneten Fällen kann eine gemeinsame Unter-

schrift durch alle Beteiligten des Präsidiums erfolgen. Hierzu gilt das Benehmen 

der Beteiligten. Unbeschadet der vorstehenden Regelungen kann die Präsidentin 

oder der Präsident im Einvernehmen mit dem zuständigen Mitglied des Präsidi-

ums die Unterschriftsbefugnis an sich ziehen, wenn dies wegen der besonderen 

Bedeutung eines Falles, im Abwesenheitsfall oder zur Vermeidung von Zweifeln 

an der Rechtsverbindlichkeit der Unterschrift erforderlich ist. 

 
(8) Soweit nach den vorstehenden Regelungen die Kanzlerin oder der Kanzler unter-

schrifts- befugt ist, kann sie oder er die Unterschriftsbefugnis generell oder im 

Einzelfall an ein hauptberufliches Mitglied der Hochschule oder andere hauptbe-

rufliche Mitglieder der Hochschule delegieren. Diese Delegation ist in der Unter-

schriftenordnung der Hochschule festzuhalten. Das delegierte Mitglied zeichnet 

„im Auftrag“. 

 

 
§ 10 Vertretung bei Abwesenheit 

 

(1) Abwesenheitsvertretungen betreffen Abwesenheiten, z. B. durch Krankheit, län-

gere Dienstreisen, Urlaub oder Verhinderung wegen höherer Gewalt. 

 
(2) Bei vorhersehbarer Abwesenheit der Präsidentin oder des Präsidenten entschei-

det sie oder er vorab, welches Mitglied der Hochschulleitung die Präsidentin oder 

den Präsidenten vertritt. Die Vertretungsregelung ist bekannt zu machen. 

Soweit keine Vertretung nach Satz 1 bestimmt ist, wird die Präsidentin oder der 

Präsident bei Abwesenheit durch das dienstälteste professorale Mitglied der 

Hochschulleitung vertreten. Sind sämtlich professorale Mitglieder der Hochschul-

leitung abwesend, dann vertritt die Kanzlerin oder der Kanzler die Präsidentin 

oder den Präsidenten. 

 
(3) Die professoralen Mitglieder der Hochschulleitung vertreten sich als Vizepräsi-

dentinnen oder Vizepräsidenten gegenseitig. 

 
(4) Eine Vertretung nach § 8 Abs. 2 oder 3 führt nicht zu einem doppelten Stimmrecht 

im Präsidium. 

 
(5) Die Kanzlerin oder der Kanzler wird bei deren oder dessen Verhinderung der Teil-

nahme an Entscheidungsfindungen oder Abwesenheit am Hochschulstandort 

durch seine ständige Vertreterin oder seinen ständigen Vertreter vertreten (ge-

mäß § 84 HochSchG, Ständige Vertretung). Über die ständige Vertretung der 

Kanzlerin oder des Kanzlers fasst das Präsidium auf Vorschlag der Kanzlerin o-

der des Kanzlers einen Beschluss, der hochschulöffentlich bekannt zu machen 

ist. Die ständige Vertretung vertritt die Kanzlerin oder den Kanzler im Präsidium 

ohne Stimmrecht, aber mit Vetorecht in  Haushaltsangelegenheiten. 
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(6) Im Falle einer Vertretung zeichnen die Vertreterinnen und Vertreter mit dem Zu-

satz „In Vertretung“. 

 

 
§ 11 Inkrafttreten 
 

Die Geschäftsordnung des Präsidiums vom 07.10.2020 tritt hiermit außer Kraft. 

 

Diese Geschäftsordnung tritt mit ihrer Bekanntmachung in der TH Publica in Kraft.  

 

Bingen, den 02.03.2021 

 

(im Original gezeichnet am 02.03.2021) 
 
Prof. Dr.-Ing. Klaus Becker 
Präsident 

 


